
……………………………………… 
(Name, Vorname) 
 
……………………………………… 
(Wohnanschrift) 
 
                   ……………………, den ………… 
 
Landtag Brandenburg 
Petitionsausschuss A2 
Postfach 60 10 64 
14410 Potsdam 
 
 
Sonderzahlung an Landesbeamte 2008 
hier: Verfahrensweise zur Festsetzung der Höhe des zweiten Teilbetrages 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich bin Beamter der Polizei des Landes Brandenburg/ Dienststelle  ………………………  
und habe deshalb Anspruch auf eine jährliche Sonderzahlung nach dem Sonderzahlungsgesetz 
vom 26. März 2007. 
 
Für das Jahr 2008 habe ich im Dezember den Grundbetrag in Höhe von 500,- EUR erhalten. 
Im Februar 2009 wurden mir als Aufstockungsbetrag 168,- EUR überwiesen. Die Höhe wurde 
begründet mit Verweis auf die Schätzungen zu Steuermehreinnahmen in Höhe von 22,6 Mio. 
EUR gegenüber dem Haushaltsplan (siehe Presseinformation des MdF vom 14.11.2008). 
 
Die seitens des Finanzministeriums festgesetzte Höhe der Steuermehreinnahmen (22,6 Mio. 
EUR) ist aus meiner Sicht willkürlich, da die offizielle Schätzung der Mehreinnahmen durch 
das Land Baden-Württemberg (Regionalisierung für das Land Brandenburg) einen 
Mehrbetrag in Höhe von 104,6 Mio. EUR auswies. Die am Jahresende tatsächlich erzielten 
Mehreinnahmen sind dann mit 136,1 Mio. EUR benannt.  
 
Für das Jahr 2007 wurden zur Ermittlung des Aufstockungsbetrages annähernd die offiziellen 
Schätzungen des Landes Baden-Württemberg zugrunde gelegt. Im Jahr 2008 wurde von 
dieser Verfahrensweise abgewichen und seitens des MdF Brandenburg ein erheblich 
geringerer Betrag angesetzt mit der Folge, dass daraus auch ein geringerer 
Aufstockungsbetrag ermittelt wurde. Diese Verfahrensweise ist willkürlich und für mich 
rechtlich unzulässig. Es bleibt für mich der Schluss, dass hier eine deutlich nach unten 
korrigierte Festlegung erfolgte; mit dem Ziel, den Aufstockungsbetrag abzusenken.  
 
Ich bitte den Petitionsausschuss, den Sachverhalt hinsichtlich der Rechtmäßigkeit zu 
überprüfen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
…………………………… 
(Unterschrift) 


